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Liebe Mitglieder

Gerne informieren wir Sie über Neuerungen, welche ab 1. Januar
2022  in  Kraft  treten  werden  –  es  handelt  sich  dabei  um
folgendes:

Bundesrat  setzt  revidiertes
Versicherungsvertragsgesetz in Kraft
Bern, 11.11.2020 – Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 11.
November 2020 das revidierte Versicherungsvertragsgesetz per
1.  Januar  2022  in  Kraft  gesetzt.  Das  Gesetz  regelt  die
Beziehungen zwischen Versicherungen und ihren Kundinnen und
Kunden.

Am 19. Juni 2020 haben die Eidgenössischen Räte die Revision
des  Versicherungsvertragsgesetzes  (VVG)  gutgeheissen.  Die
Referendumsfrist ist am 8. Oktober 2020 ungenutzt abgelaufen.
Der Bundesrat hat das Inkrafttreten des revidierten VVG per 1.
Januar  2022  beschlossen.  Damit  steht  den
Versicherungsgesellschaften ausreichend Zeit zur Verfügung, um
die umfangreichen Neuerungen zu implementieren, insbesondere
in  der  Produktgestaltung,  im  Vertrieb,  bei  der
Schadenserledigung  und  bei  der  Vertragsauflösung.

Das revidierte Gesetz bringt Verbesserungen für Kundinnen und
Kunden und passt Bestimmungen an veränderte Gegebenheiten an.
So  wird  beispielsweise  neu  für  Versicherungsverträge  ein
Widerrufsrecht von 14 Tagen eingeführt und auch Verträge mit
langer Laufzeit können nach drei Jahren beendet werden. Die
Verjährungsfrist für Ansprüche aus Versicherungsverträgen wird
von zwei auf fünf Jahre erhöht. Zudem wird das Gesetz an die
heutigen  Anforderungen  des  elektronischen  Geschäftsverkehrs
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angepasst.

Revidierte Bestimmungen
Die Teilrevision beinhaltet folgende wesentliche Änderungen im
VVG:

• Versicherte können neu innerhalb einer Bedenkfrist von 14
Tagen von ihrem Vertrag ohne Verpflichtung zurücktreten

(nArt. 2a und 2b). Die Widerrufsfrist beginnt, sobald der
Versicherungsnehmer den Vertrag beantragt oder angenommen

hat. Die Frist ist eingehalten, wenn der Versicherungsnehmer
am letzten Tag der Widerrufsfrist seinen Widerruf dem

Versicherungsunternehmen mitteilt oder seine
Widerrufserklärung der Post übergibt.

• Die Versicherer müssen zusätzlichen Informationspflichten
nachkommen (nArt. 3). So wird beispielsweise explizit

festgehalten, dass zur (bisherigen) Aufklärungspflicht über
den Umfang des Versicherungsschutzes ebenfalls Angaben

gehören, ob es sich um eine Summen- oder Schadenversicherung
handelt. Ebenfalls muss über die zeitliche Geltung des

Versicherungsschutzes informiert werden, insbesondere ob und
inwieweit nach Ablauf des Versicherungsvertrages noch

Versicherungsschutz besteht.

• Die in der Praxis weitverbreiteten vorläufigen
Deckungszusagen werden neu gesetzlich geregelt (nArt. 9). Es

handelt sich hierbei um einen selbstständigen
Versicherungsvertrag, der dem VVG untersteht. Dabei genügt

es, wenn die versicherten Risiken und der Umfang des
Versicherungsschutzes bestimmbar sind.



• Neu ist neben der Schriftform (mit Unterschrift) auch eine
Kündigungserklärung in elektronischer Textform möglich (nArt.

35a), zum Beispiel per E-Mail. Damit wird das VVG den
Gegebenheiten des ECommerce über die ganze

Wertschöpfungskette hinweg gerecht. Eine eigenhändige
Unterschrift ist damit nicht mehr erforderlich. Davon ist
auch bei der vorläufigen Deckungszusage des Versicherers

auszugehen (nArt. 9). Schriftform im Sinne von Art. 12 ff. OR
ist weiterhin bei der Abtretung und Verpfändung (nArt. 73)

nötig.

• Versicherte sowie Versicherungen können Verträge (mit
Ausnahme der Lebensversicherungsverträge) mit längerer

Laufzeit (mehr als drei Jahre) auf das Ende des dritten oder
jedes folgenden Jahres mit einer Kündigungsfrist von drei
Monaten kündigen, ohne das Ende der Laufzeit abzuwarten
(nArt. 35a). Dadurch werden «Knebelverträge» faktisch
abgeschafft. Von dieser Ordnung nicht erfasst werden

Versicherungsverträge, die auf eine Dauer von drei oder
weniger als drei Jahren vereinbart wurden. Diese können

ordentlich nicht vorzeitig gekündigt werden, während aber die
ausserordentliche Kündigung nach nArt. 35b auch hier
offensteht, sofern ein wichtiger Grund vorliegt. Ohne

Bedeutung ist nArt. 35a auch für Versicherungsverträge, für
die keine bestimmte Dauer vereinbart wurde und die damit

unbefristet sind.

• In der Zusatzversicherung zur sozialen Krankenversicherung
stehen das neue ordentliche Kündigungsrecht und das

Kündigungsrecht im Schadenfall nur den Versicherten zu (nArt.
35a Abs. 4). Diese Regelung widerspiegelt die heutige Praxis
der Versicherungen. Der Krankenzusatzversicherer darf somit
nach einem Leistungsbezug den Vertrag nicht kündigen. Anders
ist dies bei der kollektiven Taggeldversicherung, wo beiden
Vertragsparteien ein Kündigungsrecht zusteht (nArt. 35a Abs.

4).



• Interessant ist im Lande der Überversicherung ferner die
Möglichkeit des Versicherungsnehmers, bei Vorliegen einer
unbemerkten Mehrfachversicherung innert vier Wochen seit
Entdeckung dieser den zuletzt geschlossenen Vertrag zu

kündigen (nArt. 46b). Ebenfalls steht dem Versicherungsnehmer
ein Kündigungsrecht bei einer wesentlichen

Gefahrsverminderung zu (nArt. 28a).

• Bei den sogenannten versicherungsrechtlichen Obliegenheiten
handelt es sich regelmässig nicht um Obliegenheiten gemäss
dem allgemeinen Vertragsrecht, sondern um vertragliche

Nebenpflichten. Verletzt der Versicherungsnehmer eine solche
Pflicht, kann der Versicherer den Ersatz des darauf

zurückführenden Schadens verlangen. Bei der Leistungskürzung
handelt es sich damit im Grunde genommen um eine Verrechnung
des verursachten Schadens. Diesem Umstand wird nun explizit
Rechnung getragen, als der vereinbarte Rechtsnachteil neu

nicht nur bei einer unverschuldeten Vertragsverletzung nicht
eintritt, sondern ebenfalls wenn der Versicherungsnehmer

nachweist, dass die Verletzung für den Schaden nicht kausal
war (nArt. 45). Diese Klarstellung ist zu begrüssen,

allerdings wird den Versicherern weiterhin die Möglichkeit
belassen, den Rechtsnachteil unabhängig vom Grad des

Verschuldens eintreten zu lassen. Diese Frage dürfte somit
weiterhin die Gerichte beschäftigen.

• Ansprüche aus Versicherungsverträgen verjähren anstatt wie
bisher nach zwei Jahren neu erst fünf Jahre nach Eintritt des
Schadenfalls (nArt. 46). Der Versicherte kann seinen Anspruch
somit bis zu fünf Jahre nach dem Eintritt des Ereignisses,

das die Leistungspflicht begründet, geltend machen. Weiterhin
findet die zweijährige Verjährungsfrist auf die

Krankentaggeldversicherung Anwendung.



• Neu gilt in der Haftpflichtversicherung ein direktes
Forderungsrecht des geschädigten Dritten oder dessen
Rechtsnachfolger gegen den Versicherer (nArt. 60). Im
Schadenfall können damit Ansprüche direkt bei der

Haftpflichtversicherung des Schädigers im Umfange der
Schadenersatzforderung geltend gemacht werden. Dies, obwohl

der Versicherungsvertrag nicht mit ihm, sondern mit dem
Haftpflichtigen abgeschlossen wurde. Aber nicht nur die

Ersatzansprüche der Geschädigten werden gedeckt, sondern auch
die Rückgriffsansprüche Dritter (bspw. Sozialversicherer).
Die bisher in der Praxis gängigen Regressausschlussklauseln

sind also nicht mehr zulässig.

• Das Regressrecht des Versicherers wird auf sämtliche
Ersatzpflichtigen ausgedehnt, also nicht bloss auf aus

unerlaubter Handlung Haftende, sondern – analog dem ATSG für
die Sozialversicherer – explizit auch auf aus einer

Vertragsverletzung oder Kausalhaftung Ersatzpflichtige (nArt.
95c Abs. 2).

Unter  folgendem  Link  können  Sie  das  gesamte
Versicherungsvertragsgesetz
konsultieren:

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2020/1305/de

Urs Graf,
Geschäftsleitungsmitglied
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